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VORWORT
Liebe Kommiliton*innen, 

zwischen Klausurenphase und Vorlesungsbesuch bleibt oft wenig 
Zeit, um sich mit dem hochschulpolitischen Geschehen aus-
einanderzusetzen — geschweige denn einen Überblick über die 
Strukturen der studentischen Selbstverwaltung zu bekommen. 
Besonders mit der Einstellung des E-Mail-Verteilers HU-an-
Studis im letzten Sommersemester gibt es für uns als RefRat 
momentan keinen Kanal mehr, um alle Studierenden schnell und 
unkompliziert zu erreichen. Gab es im letzten Dezember schon 
eine Informationsveranstaltung zum Thema #HUgegenStudis, 
soll diese Broschüre nun alle Auseinandersetzungen des letzten 
Jahres, die zwischen der Verfassten Studierendenschaft und der 
Universitätsleitung vorgefallen sind, sowie ihnen nahestehen-
de Konflikte dokumentieren. Wir möchten verdeutlichen, dass 
das Vorgehen des Präsidiums, vertreten insbesondere durch 
Präsidentin Kunst und Vizepräsident Kronthaler, nicht nur einen 
Angriff auf die studentische Selbstverwaltung, sondern auf die 
gesamte Studierendenschaft darstellt und die Idee einer auto-
nomen Hochschule unterminiert.
      Weil die Auseinandersetzungen zwischen studentischer 
Selbstverwaltung und Unipräsidium selbst nicht abgeschlossen 
sind, kann diese Broschüre keine abschließende Abbildung des 
Komplexes HU-gegen-Studis leisten. Wir beschränken uns des-
halb auf die Ereignisse von 2018 und hoffen, neben einer Chro-
nologie derselben auch ihre politischen Zusammenhänge, wie 
sie sich uns gegenwärtig darstellen, nachvollziehbar zu machen. 
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Wir möchten damit nicht zuletzt einige Dinge klarstellen, die in 
der medialen Berichterstattung nicht hinreichend oder missver-
ständlich zur Darstellung gekommen sind.
Aktuell befinden wir uns in Gesprächen mit dem Präsidium, die 
ein erstes Entgegenkommen von seiner Seite absehbar machen. 
Das Gröbste scheint damit — vorerst — abgewendet. Dass es 
den RefRat zwar mit besonderer Intensität traf, er aber keines-
wegs als einzige Studierendenvertretung verstärkten Angriffen 
ausgesetzt ist, zeigt dagegen leider, dass die Auseinanderset-
zungen strukturellen Charakter tragen und nur symptomatisch 
antizipieren, wohin sich die Universität zwischen neoliberaler 
Härte und rechtem Vormarsch bewegt.
      Im Anhang könnt ihr die wichtigen Bescheide und Auszüge 
aus dem Briefverkehr mit dem Präsidium, durch die der Konflikt 
zu großen Teilen ausgetragen wurde, selbst nachlesen. Wir hof-
fen, damit einen Beitrag zu mehr Transparenz zu leisten.
      In Ermangelung eines allgemeinen Studi-Verteilers möchten 
wir euch außerdem einladen, den referiert-Newsletter zu abon-
nieren, wenn ihr über die aktuellen Entwicklungen und anstehen-
de Ereignisse in der Verfassten Studierendenschaft informiert 
werden wollt. Das könnt ihr unter https://www.refrat.de/news-
letter.html tun.

Euer Referent*innenRat (gesetzl. AStA)
Berlin, 06.03.2019
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Kapitel 1: 

NACH AFD-ANFRAGE: 
HU-PRÄSIDIUM VERKLAGT 
REFRAT

Nachdem bereits die FDP im Dezember 2017 1 und die CDU im 
Januar 20182 Anfragen zu den Berliner Studierendenschaften 
gestellt hatten, stellte Ende Januar 2018 auch die AfD-Fraktion 
im Berliner Abgeordnetenhaus eine kleine Anfrage mit dem Titel 
Studentenvertretungen an Berliner Hochschulen.3 Sie enthielt 
39 Fragen über die ASten und die Studierendenparlamente der 
FU und der TU sowie über den RefRat und das StuPa der HU. 
Darunter waren allgemeine Fragen z.B. nach der Art der Refera-
te oder den Haushalten der Studierendenschaften, aber auch 
Fragen nach Details wie den Namen derzeitiger Referenten [sic!] 
und danach, was für Projekte, Veranstaltungen, Publikationen 
etc. aus dem Haushalt der Verfassten Studierendenschaft be-
zahlt werden.4

      Da der Senat nicht in der Lage war, alle Fragen selbst zu be-
antworten, leitete er die Anfrage an die entsprechenden Univer-
sitäten und diese, aus den gleichen Gründen, an ihre allgemeinen 
Studierendenvertretungen zur Beantwortung weiter. Der RefRat 
beantwortete die Anfrage und teilte der HU mit, dass er einer Par-
tei, die ganz offen Verbindungen in neonazistische Kreise pflegt, 
nicht freiwillig Namenslisten potenzieller politischer Gegner*innen 
zukommen lassen könnte, zeigte sich aber bereit, dem HU-Prä-
sidium eine Liste der aktuellen Referent*innen zukommen zu 
lassen, wenn sie diese Bedingung akzeptiert und Datenschutz-
bestimmungen eingehalten würden. So konnten zumindest die 
anderen ASten mit den Präsidien ihrer Unis verbleiben. Anstatt 
diese Zusage zu geben, sich mit den Präsidien der anderen Unis 

1   FDP-Anfrage vom 05.12.2017, Drucksache 18/12923.

2  CDU-Anfrage vom 25.01.2018, Drucksache 18/13293.

3  AfD-Anfrage vom 26.01.2018, Drucksache 18/13307.
4 Eine ausführliche Einordnung der Anfragen findet ihr in der Huch! Nr. 88 oder unterhttp:// 
 www.refrat.de/huch/2018/05/genderwahn-linksextreme-und-die-afd/
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auszutauschen oder auf das Schreiben zu antworten, erfuhr  
der RefRat am Abend des 24. Juli 2018 aus der Presse (!), dass  
das Präsidium Klage auf Herausgabe einer Namensliste beim 
Verwaltungsgericht eingereicht hatte; eine Woche später, dass  
diese Klage bereits am 23. Juli 2018 eingereicht worden war.5 
Die HU positioniert sich damit klar auf der Gegenseite ihrer eige-
nen Studierenden.
      Sie positioniert sich als mögliche Kollaborateurin rechter 
Parteien, hier der AfD, indem sie hochschulpolitisch engagierten 
Studierenden signalisiert, dass sie für ihr Engagement damit 
rechnen müssen, namentlich auf sogenannten »Feindeslisten« 
von Rechten zu landen und kommuniziert zugleich der AfD, dass 
sie eine Distanzierung von ihr nicht für notwendig hält. Wir er-
warten von einer Universität das Gegenteil: dass sie hinter den 
eigenen Studierenden steht. Insbesondere erwarten wir von der 
HU, dass sie sich im Bewusstsein ihrer historischen Verantwor-
tung klar von Rechtsradikalen und geschichtsrevisionistischen 
Parteien und Personen distanziert.
      Sie positioniert sich als eine Bedrohung für die akademische 
und studentische Selbstverwaltung, indem sie gewählte (Stu-
dierenden-)Vertreter*innen nicht ernst-, sondern als Hindernisse 
wahrnimmt. Eine Universitätsleitung sollte sich im Gegenteil 
dafür einsetzen, die eigenen Strukturen zu schützen und Mitbe-
stimmung und Diskussion fördern, anstatt sie anzugreifen.
      Sie positioniert sich als Opportunistin, die auf die beiden 
vorgenannten Weisen bereit ist, zugunsten der Regierbarkeit 
und ihres persönlichen Vorteils Mitbestimmung und Mitgestal-
tung, die Unabhängigkeit der Universität und damit die Freiheit 
von Wissenschaft, Forschung und Lehre aufzugeben. Univer-
sitäten sind Bildungseinrichtungen, die von ihren Mitgliedern 
gestaltet werden sollten, nicht von Karrierezielen einzelner oder 
durch Angriffe von außen.  
      Die Klage um die Namen kann als Ausgangspunkt für die 
längere Reihe härterer Konflikte zwischen Präsidium und studen-
tischer Selbstverwaltung betrachtet werden. Das schnelle Nach-
einander unterschiedlich gearteter Versuche der Uni-Leitung, 

5  Pressemittelung des RefRats: http://www.refrat.de/article/news.Praesidium.klagt.html 
und Klageschrift des Präsidiums (Anlage 1).
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in der Folgezeit mittel- und unmittelbar in die Verfasste Studie-
rendenschaft einzugreifen, macht den Anschein, als habe das 
Präsidium seine vom medialen Interesse am RefRat begünstigte 
Position im öff entlichen Diskurs zum Anlass genommen, endlich 
einmal mit der unliebsamen Studierendenschaft aufzuräumen. 
Während sich die Eingriff e der Uni-Leitung selbst noch in den 
Kontext der Transparenzdebatte stellten, ging das mit ihnen Er-
reichte, wie sich später zeigen soll, nicht immer mit den vorgeb-
lichen Zielen derselben konform.
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KAPITEL 2: 

STATUSGRUPPENVETO DER 
STUDIERENDEN IM AKA-
DEMISCHEN SENAT ÜBER-
GANGEN

Seit mehreren Jahren plant der Berliner Senat die Einrichtung ei-
nes Instituts für Islamische Theologie in Berlin, deren Umsetzung 
an die Humboldt-Universität fiel. Die Einrichtung von Instituten 
ist im Sinne der Hochschulautonomie allerdings nicht in erster 
Linie Sache der Landespolitik oder Hochschulpräsidien, sondern 
auf die mitgestaltende Zustimmung von Gremien der akademi-
schen Selbstverwaltung angewiesen, in die Vertreter*innen aller 
am Unibetrieb beteiligter Statusgruppen gewählt werden: Auch 
wenn die Professor*innen dort mit einer absoluten Mehrheit 
ausgestattet sind, werden in die Selbstverwaltung so zumindest 
dem formalen Anspruch nach Wissenschaftliche Mitarbeiter*in-
nen, Beschäftigte in Service, Technik und Verwaltung und die 
Studierenden selbst miteinbezogen. Dementsprechend stand 
das geplante Institut für Islamische Theologie am 12.06.2018 im 
Akademischen Senat der HU zur Diskussion. 
      Ähnlich der Beteiligung der Kirche an akademischen Einrich-
tungen evangelischer oder katholischer Theologie wurde ein Bei-
rat an das geplante Institut angebunden, durch den islamische 
Religionsverbände tragende Mitbestimmungsrechte — etwa bei 
der Berufung von Professor*innen — geltend machen können. 
Erstaunen hervorrufen musste indes die Besetzung des Insti-
tutsbeirats: Mit der Islamischen Gemeinschaft der schiitischen 
Gemeinden Deutschlands (IGS), dem Zentralrat der Muslime und 
der Islamischen Föderation Berlin sind ohne Not ausschließlich 
konservativ-reaktionäre Islamverbände vertreten, deren mitunter 
antisemitische, LGBTIQ-feindliche und misogynen Positionen6 

6  https://www.siegessaeule.de/no_cache/newscomments/article/3970-homophobie- 
   am-institut-fuer-islamische-theologie-imamin-seyran-ates-im-interview.html



13

zwar im Konflikt mit der Universitätsverfassung stehen, nun aber 
an der HU selbst institutionalisiert zu werden drohen. 
      Stimmen alle Vertreter*innen einer Statusgruppe im Akade-
mischen Senat gegen einen Beschluss, muss derselbe in einem 
Vermittlungsausschuss neu verhandelt werden. Die Vertreter*in-
nen der Statusgruppe der Studierenden machten in der genann-
ten Sitzung vom sog. suspensiven Gruppenveto Gebrauch, um 
die Einrichtung des Instituts in der geplanten Form zu verhindern — 
was den Akademischen Senat jedoch nicht davon abhielt, den 
Beschluss zu fassen. Weil das nicht nur die Durchsetzung des 
konkreten Sachverhalts betrifft, sondern die ohnehin spärlichen 
Mitspracherechte der Studierenden in der akademischen Selbst-
verwaltung im Allgemeinen, reichte der RefRat in der Folge Klage 
beim Verwaltungsgericht ein. Dasselbe lehnte den Eilantrag aus 
formalen Gründen ab: Nicht das Uni-Präsidium, das als Sit-
zungsleitung das Gruppenveto übergangen hatte, sondern der 
Akademische Senat selbst hätte beklagt werden müssen. Einen 
faderen Beigeschmack hinterließ die Begründung, das Institut 
sei nun ohnehin bereits eingerichtet und deshalb keine Be-
schlussfrage mehr.7 

      Im September 2018 wendete sich die Studierendenvertre-
tung deshalb in letzter Handhabe mit einer Rechtsaufsichts-
beschwerde an den Berliner Senat, der sich in einem Schreiben 
vom 26.11.2018 ohne weitere Prüfung der Rechtsauffassung des 
Präsidiums anschließt: Bizarrer Weise soll — dabei handelt es sich 
um die Bedingung für die Ausübung des Vetos nach BerlHG —  
ausgerechnet die Einrichtung eines Instituts keine Angelegen-
heit von Lehre und Forschung sein.8

      Außerdem soll die Möglichkeit eines Statusgruppenvetos des-
wegen nie bestanden haben, weil es sich lediglich um einen —  
beschlussbedürftigen — Vorschlag ans Kuratorium gehandelt 
habe. Die Rechtmäßigkeit des Gruppenvetos in solchen Fällen 
wurde in der Vergangenheit allerdings nicht nur anerkannt, son-
dern bereits gerichtlich (!) bestätigt.9 

      Das ist vor allem deshalb von fundamentaler Bedeutung, weil 
 alle größeren Entscheidungen an der Uni auf Grundlage der 

7  Aktenzeichen Berl VG 3 L 335.18 
8  https://www.refrat.de/article/news.pm_statusgruppenveto.html
9  Aktenzeichen Berl VG 12 K 627.11
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Vorschläge des Akademischen Senats ans Kuratorium getroffen 
werden. Weil die Stimmenverteilung in den beschlussfassenden 
Gremien der akademischen Selbstverwaltung in einem Maße 
zugunsten der ohnehin vom Präsidium abhängigeren Profs aus-
fällt, die die Beteiligung aller anderen Statusgruppen nivelliert, 
bleibt das Gruppenveto faktisch meist als einzige Möglichkeit, 
zumindest aufschiebend auf Beschlüsse einzuwirken. Wenn das 
Vetorecht nun bei allen Beschlüssen zur grundlegenden Gestal-
tung der Uni willkürlich ausgehebelt werden kann, ohne, dass 
das Präsidium dafür mit Konsequenzen zu rechnen hat, müssen 
nicht nur die Studierenden fürchten, nur noch formal, aber ohne 
eigentliche Handlungsmacht an der akademischen Selbstver-
waltung teilnehmen zu können. 
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KAPITEL 3: 

ZUR DISKRIMINIERUNG 
VON TRANS*- UND INTER- 
PERSONEN AN DER HU

An der HU können sich Trans*- und Inter-Studierende bisher nicht 
mit ihrem selbstgewählten Namen immatrikulieren oder diesen 
nachträglich ändern lassen, solange keine amtliche Personen-
standsänderung vorgenommen wurde. Diese ist mit einem großen 
finanziellen und zeitlichen Aufwand sowie hoher emotionaler und 
psychischer Belastung verbunden, zumal solche Verfahren meist 
unter dem pathologisierenden TSG (»Transsexuellengesetz«) 
durchgeführt werden müssen. Eine Personenstandsänderung ist 
aber gerade keine Voraussetzung für die Anerkennung des selbst-
gewählten Namens an der Hochschule, wie ein Rechtsgutachten 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes belegt.10 
      In der Vergangenheit gab es an der HU — noch nicht unter dem 
aktuellen Präsidium — bereits einzelne Fälle, in denen eine Immat-
rikulation mit dem selbstgewählten Vornamen und nachträgliche 
Namensänderungen (ohne Personenstandsänderung) möglich 
gemacht wurden. Die rechtliche Grauzone wurde, was leider auch 
zu diesem Zeitpunkt eine Ausnahme blieb, also zumindest in man-
chen Fällen zugunsten der betroffenen Studierenden genutzt. 
Mit der Neubesetzung des Präsidiums wurde die Situation für 
Trans*-Personen an der Uni schließlich nicht verbessert, sondern 
eher verschlechtert. Die Vornamensänderung wird nun vollständig 
und mit vollstem Bewusstsein vom Präsidium abgelehnt. Dement-
sprechend verweigert auch das Studienbüro der HU die Imma-
trikulation unter selbst gewähltem Namen sowie nachträgliche 
Namensänderungen. Wo damals noch mit vermeintlichen »tech-
nischen Schwierigkeiten« argumentiert wurde, stützt sich das 
Präsidium nun auf eine konservative Rechtsauffassung, die die 
Vornamensänderung verunmöglicht und damit das Studium vieler 

10  Rechtliche Einschätzung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes: http://  
   ag-trans-hopo.org/Materialsammlung/Material_Rechtliches/7.1%20Rechtliche%20 
  Einschaetzung%20%28ADS%29.pdf
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Trans*- und Inter-Personen massiv erschwert. 
      Gespräche mit dem HU-Präsidium zu Beginn des Jahres 2018 
führten dazu, dass auf Drängen des RefRats und der AG trans*ho-
po Berlin sowie betroffener Studierender eine Arbeitsgruppe ins 
Leben gerufen wurde. Diese AG, angegliedert an die Landeskonfe-
renz der Rektoren und Präsidenten [sic!], sollte sich mit der Diskri-
minierung von Trans*- und Inter-Personen eingehender befassen.  
Die erste und bisher einzige Sitzung der AG, die ausgerechnet »AG 
rechtssicherer Umgang mit Trans*-Personen« genannt wurde, 
fand im August 2018 statt. Allein die Namensgebung verdeutlicht, 
dass es der HU nicht um Antidiskriminierungsarbeit und ein gleich-
berechtigtes Studium geht, sondern lediglich darum, sich rechtlich 
nicht auf dünnes Eis zu begeben. Versuche, diese Arbeitsgruppe 
für die Verbesserung der Situation der Betroffenen zu nutzen, 
scheiterten, denn konkreten Forderungen und Vorschlägen wurde 
ausschließlich mit Ignoranz begegnet. Stattdessen wurde Trans*- 
und Inter-Studierenden geraten, sich selbst um ihre Anerkennung 
zu kümmern: Dozent*innen und Kommiliton*innen könnten ja an-
gesprochen werden — was dem permanenten Zwang zum Outing 
entspricht. Die Diskriminierung von Trans*- und Inter-Studierenden 
soll also das Problem von Trans*- und Inter-Studierenden bleiben.
      Gleichzeitig kleidet sich die HU mit einem »Diversity-Image«, 
indem sie zum Christopher Street Day (CSD) und dem Transgender 
Day of Rememberance (TDoR) die Regenbogenfahne hisst.11

      Aber es reicht nicht, ein- bis zweimal im Jahr die Regenbo-
genfahne rauszuhängen: Die HU sollte sich zum Ziel setzen, ihre 
Studierenden vor Diskriminierung zu schützen und anerkennen, 
dass die bisherige Handhabung eine unzumutbare Belastung für 
Trans*- und Inter-Personen an der Hochschule darstellt. Es besteht 
ein rechtlicher Spielraum, der ohne Weiteres zugunsten der betrof-
fenen Trans*- und Inter-Studierenden genutzt werden kann. 
      Die vollständige und bedingungslose Anerkennung des richti-
gen und selbstgewählten Vornamens und Pronomens (auch ohne 
Namensänderung nach dem sogenannten »Transsexuellenge-
setz«) liegt derzeit im Fokus der Anstrengungen. Darüber hinaus 
fordern die Referent*innen aber auch, dass die HU sich zum Ziel 
setzt, Trans*- und Inter-Studierenden aktive Unterstützung anzu-

11  https://www.refrat.hu-berlin.de/article/750.html
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bieten und Diskriminierung abzubauen. Die Ermöglichung eines 
dritten bezeichneten sowie eines leeren Geschlechtseintrags 
muss umgesetzt werden — das betrifft Studierendenausweis, 
Zeugnisdokumente, Semesterticket und Prüfungsanmeldungen 
in online-Plattformen sowie den Abbau vergeschlechtlichter 
Architektur und die Einrichtung von geschlechtsneutralen Toi-
letten und Umkleiden. Antidiskriminierungsarbeit und Empower-
ment für Trans*-Personen, zum Beispiel in Form von Trans*- und 
Inter-Sportangeboten muss eine Selbstverständlichkeit sein — die 
Berufung von Antidiskriminierungsbeauftragten mit Fokus auf 
Inter- und Trans*-Themen und intersektionalem Ansatz ist deshalb 
längst überfällig. Trans*- und Inter-Themen und -Kompetenzen sol-
len in wohlwollender, nicht-pathologisierender Weise in Curricula 
integriert und anerkannt werden. Das bedeutet auch Schulungen 
für Dozent*innen und Mitarbeiter*innen an der Universität, um Dis-
kriminierungen im Uni-Alltag entgegenzuwirken, damit Zwangsou-
tings etc. vermieden werden. Die HU muss dafür sorgen, dass das 
Wissen um die Möglichkeiten für Trans*- und Inter-Personen trans-
parent und sichtbar gemacht wird, beispielsweise durch einen 
entsprechenden Infoslot oder Leitfaden auf der Webseite der HU.
      Zusammengefasst heißt das nichts anderes, als dass Trans*- 
und Inter-Personen endlich ohne Angst und psychische Belas-
tung studieren und arbeiten können müssen.
      Derzeit arbeiten vor allem das queer_feministische und das 
LGBTI-Referat des RefRats an diesem Thema. Dies geschieht 
unter Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe trans*hopo Berlin, 
die sich vor allem aus Studierenden der Berliner Hochschulen 
zusammensetzt und an die bundesweite AG trans*emanzipatori-
sche Hochschulpolitik angegliedert ist. 

Für mehr Infos zur Verbesserung der Studien- und Arbeits-be-
dingungen von Trans*- und Inter-Personen an der Hochschule:
AG trans*emanzipatorische Hochschulpolitik:  
ag-trans-hopo.org

Außerdem gibt es eine Antidiskriminierungsberatung (adb) der 
Studierendenschaft. Studentisch und solidarisch:  
www.refrat.de/article/adb.html

Referat für queer_Feminismus  
Kontakt und Infos: www.refrat.de/queer_fem.html
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KAPITEL 4: 

EINGRIFFE IN DIE STUDEN-
TISCHE SELBSTVERWAL-
TUNG 4.1: VERWALTUNGS-
VEREINBARUNG

Im August 2018 wurde dem RefRat ein Schreiben der Rechts-
abteilung der HU zugestellt, in dem »Vorschläge« zu einer Über-
arbeitung der bestehenden Verwaltungsvereinbarung gemacht 
wurden. Die Verwaltungsvereinbarung regelt und organisiert die 
Zusammenarbeit zwischen der Univerwaltung und den Studie-
renden bzw. deren Vertretungen (RefRat, Fachschaftsvertre-
tungen, etc.). Diese Zusammenarbeit hat ihre Grundlage nicht 
im Wohlwollen der Unileitung, sondern im rechtlichen Status der 
Studierendenschaft als Teilkörperschaft der Hochschule, die 
einen gesetzlichen Auftrag zu erfüllen hat. Die »Vorschläge« der 
Rechtsabteilung forcierten des ungeachtet massive Eingriffe in 
die studentische Selbstverwaltung.  
      Unter anderem sollten folgende Punkte »überarbeitet« 
werden:Alle studentischen Organe, Initiativen und Beratungen 
sollten zukünftig für die ihnen zur Verfügung stehenden Räume 
Miete zahlen.
      Der rechtliche Status von Fachschaftstinitiativen sollte ge-
prüft werden. Das Präsidium war der Auffassung, es gäbe keine 
rechtliche Grundlage für FSIs, was nichts Anderes als deren 
Abschaffung bedeutet hätte. 
      Kinderbetreuung und die Beratungsangebote von Studie-
renden für Studierende seien nicht Aufgabe der Universität. 
Das delegitimiert mit dem Kinderladen und dem bis an die 
Überlastungsgrenze frequentierten Sozialberatungssystem des 
RefRats immense Teile seiner Arbeit.
      Die Studierendenschaft solle in Zukunft für die Nutzung der 
universitären Infrastruktur (Post, Telefon, etc.) zahlen.
Bereits vorher wurde der RefRat per Mail über die Absichten zur 
Änderung der Verwaltungsvereinbarung in Kenntnis gesetzt. 
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Dort war sogar von der Kündigung die Rede. Begründet wurde 
das mit dem Vorwand, die Autonomie der Verfassten Studie-
rendenschaft stärken zu wollen und Transparenz zu schaffen — 
faktisch liefe es nicht nur auf den Entzug unerlässlicher infra-
struktureller Ressourcen, sondern auf einen ganzen Kahlschlag 
großer Teile der Verfassten Studierendenschaft hinaus, wenn 
man bedenkt, welchen Anteil FSIs an ihr bilden.
      Am 12.09.2018 gab es daraufhin ein Gespräch zwischen Ref-
Rat und Präsidium, in dem einige dieser Punkte angesprochen 
wurden. Dabei wurde dem RefRat eine neue und kürzere Liste 
mit Änderungsvorschlägen ausgehändigt.
      Miete: Dieser Punkt wurde von der technischen Abteilung 
relativiert und ist nach einem weiteren Gespräch mit dem Leiter 
der Präsidialabteilung nun gänzlich vom Tisch. Weiterhin unklar 
bleibt allerdings, wie im Falle von Sponsoring durch Externe bei 
studentischen Veranstaltungen verfahren wird, was nach er-
klärter Absicht generell aber möglich bleiben soll. 
      Fachschaftsinitiativen: Im BerlHG ist nur von Fachschaften 
die Rede, weder von Fachschaftsräten noch von Fachschafts-
initiativen. Die Satzung der Verfassten Studierendenschaft 
regelt in diesem Fall die Organisation von Studierenden in 
FSI/Rs. Das musste vorerst auch das Präsidium einsehen. Die 
nachgelagerte Behauptung, es gäbe keine Ansprechpersonen 
in Fachschaftsinis, konnte sich ebenfalls nicht halten: Eine ge-
wählte Ansprechperson ist durch die Finanzer*innen in jeder 
Fachschaftsvertretung vorhanden. Die Aberkennung von FSIs 
ist damit nun auch vom Tisch.
      Die beiden anderen Punkte stehen noch immer zur Debatte. 
      Zu einiger Überraschung wurde dem RefRat bei diesem Ge-
spräch außerdem mitgeteilt, dass es keine Kündigungsabsicht 
gebe, obwohl dies im Betreff der oben genannten Mail stand. 
Bei den »Vorschlägen« der Rechtsabteilung habe es sich nur 
um ein internes Papier gehandelt, das ihm gar nicht zukommen 
sollte. In Anbetracht der Kontinuität irreführender Kommunika-
tion im Umgang mit den Studierendenvertreter*innen fällt es 
allerdings schwer, dem Präsidium und seinen unprofessionellen 
Verfahrensfehlern nicht zu unterstellen, die Arbeit des RefRats 
absichtlich zu erschweren. 
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Dass das eskalative und undemokratische Verhalten des Uni-
präsidiums nicht nur ihn im engeren Sinn trifft, sondern auch 
Teile der Verfassten Studierendenschaft wie viele im regulären 
Institutsbetrieb oft nicht mehr verzichtbare Fachschaftsinis, 
zeigt dagegen, dass es hier nicht in erster Linie um einen per-
sönlichen Konflikt politischer Antipathien geht. Vielmehr wird 
die neoliberale Umstrukturierung der Universität durch ein sich 
veränderndes politisches Kräftefeld vorangetrieben, in dem der 
Widerstand gegen sie selbst dort, wo nur der Erhalt bestehender 
demokratischer Strukturen zur Disposition steht, als das Pro-
dukt linker Klüngel und konspirativer Hinterzimmergespräche 
erscheint. Dass eine AfD-Anfrage zum willkommenen Anlass für 
die Klage gegen die eigene Studierendenschaft genommen wird, 
steht genauso in diesem Kontext wie die mediale Berichterstat-
tung, die dieses Bild zu oft bemüht hat.  
      Einer Änderung der Verwaltungsvereinbarung — von der Kün- 
digung ganz zu schweigen — wird der Referent*innenRat auf 
dieser Grundlage nicht zustimmen.

Pressemitteilung zur Verwaltungsvereinbarung: 
www.refrat.de/article/news.vereinbarung.pm.2018.html

4.2: 

SATZUNGSÄNDERUNG
Das Studierendenparlament gibt sich nach § 19 BerlHG eine 
Satzung, die Struktur und Aufgaben der verschiedenen Organe 
der Studierendenschaft regelt. Das wird als Satzungsautonomie 
bezeichnet und ist der Kern der institutionellen Selbstverwaltung: 
Sie sichert die Handlungsfähigkeit der Studierendenschaft gegen 
Eingriffe von außen im Allgemeinen, was ihre demokratische Be-
teiligung an der Gestaltung der Universität als Ort einschließt, an 
dem Studis immerhin die größte Statusgruppe bilden. Im Beson-
deren soll sie die Struktur herstellen, die Studierende zur Teilnah-
me an demokratischen Prozessen befähigen kann, indem sie die 
Gestaltung dieser Prozesse den an ihnen Beteiligten überlässt.  
      Falls eine Satzungsänderung rechtswidrig ist, kann die 
Unileitung diese im Rahmen ihrer Rechtsaufsicht für ungültig 
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erklären. Eine eigenständige Änderung der Satzung durch die 
Unileitung ist nicht von der Rechtsaufsicht gedeckt und greift in 
die Satzungsautonomie der Verfassten Studierendenschaft ein.
      Im Zuge der Diskussion um die Namensweitergabe wurde 
jedoch genau das versucht. In einem Schreiben vom 23.07.2018 
forderte die Präsidentin Sabine Kunst den RefRat und das 
Präsidium des Studierendenparlaments dazu auf, ihre Satzung 
zu ändern. Sollte dieser Aufforderung bis zum 01.12.2018 nicht 
nachgekommen worden sein, werde Kunst die Änderungen 
selbst vornehmen.
      Karikiert wird der Bescheid zur Satzungsänderung von 
seinem Anlass: Vor der Wahl der Referent*innen solle geprüft 
werden, ob diese immatrikulierte Studierende der HU sind. 
Wahlergebnisse von Referent*innen sollen mit Ausnahme des 
queer_feminstischen und des LGBTI*-Referats universitätsöf-
fentlich bekannt gemacht werden. Die Namen der Referent*in-
nen stehen aber bereits öffentlich im Protokoll der wählenden 
Sitzung des Studierendenparlaments und müssen schon nach 
der gegebenen Satzung an der HU immatrikuliert sein.
      Umso stärker erweckt die Aufforderung des Präsidiums zur 
Satzungsänderung den Eindruck eines Versuchs, die Autonomie 
der Studierendenschaft zugunsten seiner eigenen Weisungsbe-
fugnis einzuschränken. 
      Gegen den Bescheid wurde durch Klage beim Verwaltungs-
gericht Widerspruch eingelegt.

4.3: 

QUOTIERUNG DER REDE-
LISTE
In der ersten Sitzung des 26. Studierendenparlaments stellte die 
Liste unabhängiger Studierender folgenden Antrag: 
      »Das Studierendenparlament beschließt die harte Quotierung 
der Redeliste für alle Sitzungen des 26. StuPa. Das bedeutet:
      Meldet sich eine weibliche* Person zu Wort, wird sie auf der 
Redeliste vor die erste männliche* Person gezogen, vor der nicht 
bereits eine weibliche* Person steht.
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Stehen auf der Redeliste nur noch drei männliche* Personen und 
es meldet sich keine weibliche* Person mehr zu Wort, wird die 
Redeliste geschlossen und die Debatte nach diesen drei Perso-
nen beendet. Soll die Debatte dennoch weitergeführt werden, 
muss dies direkt beantragt und vom StuPa beschlossen werden.
Meldet sich eine Person zu Wort, die zu diesem TOP noch nichts 
gesagt hat, wird sie auf der Redeliste nach vorn gezogen. Die 
Geschlechterquotierung aus 1. bleibt davon unberührt.«
      Eine harte Quotierung wird bereits seit 2007 in der jeweils 
konstituierenden Sitzung erfolgreich beantragt. Die aktuelle 
Form mit dem Vorziehen weiblicher* vor männliche* Personen 
existiert seit 2015.
      Die Rechtmäßigkeit dieser Quotierung wurde in einer Kleinen 
Anfrage vom Abgeordneten Marcel Luthe (FDP) am 05. Juni 
2018 im Berliner Abgeordnetenhaus in Frage gestellt. In einem 
Schreiben vom 13. August erklärte daraufhin der Vizepräsident 
für Haushalt, Personal und Technik der HU, Ludwig Kronthaler, im 
Rahmen seiner Rechtsaufsicht den Beschluss für unwirksam.
      Im Studierendenparlament werden aus Gründen der Prak-
tikabilität die meisten Abstimmungen wie auch die über die 
Quotierung mit Viele/Weniger/Noch Weniger in der Reihen-
folge Dafür/Dagegen/Enthaltungen protokolliert. Dies wird in 
dem Schreiben als unzulässig und unzureichend bezeichnet. 
Ebenfalls wird eine fehlende Protokollierung der Feststellung 
der Beschlussfähigkeit als Grund für die Nichtigkeit dieses Be-
schlusses aufgeführt. Dieser Argumentation zufolge wäre eine 
Vielzahl der Beschlüsse des Studierendenparlaments nichtig 
— dass es ausschließlich den zur harten Quotierung treffen 
soll, lässt daran zweifeln, dass das Vorgehen des Präsidiums 
von rechtsaufsichtlichen Bedenken motiviert ist. Es zeigt mit 
der Bereitschaft zum willkürlichen Eingriff in die studentische 
Selbstverwaltung vielmehr das Selbstverständnis der Uni-Lei-
tung, auch für die ihm demokratisch entzogenen Anteile an der 
Hochschule bevollmächtigt zu sein.
      In dem Schreiben wird weiterhin die beschlossene Art der 
Quotierung als rechtswidrig bezeichnet. Unter anderem sei 
die Regelung »in keiner Weise geeignet, ‚männlich dominantes 
Redeverhalten‘ zu unterbinden und dementgegen ‚weibliches 
Redeverhalten‘ zu stärken.« Die spärliche Begründung, weiblich* 
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gelesene Personen würden durch die Quotierung von männlich* 
gelesenen Personen »quasi in die Zange genommen«, lässt aller-
dings nur den Schluss zu, dass erstere dann wohl besser damit 
aufgehoben wären, gar nicht zu sprechen als sich die Redeliste 
mit sich als männlich* identifizierenden Personen zu teilen. Das 
jedenfalls ist genau der Regelfall, den die Quotierung zu unter-
binden sucht. 
      Dem Bescheid der Rechtsaufsicht der HU wurde durch Klage 
widersprochen. Eine Entscheidung steht noch aus, womit die 
Quotierung weiterhin gültig bleibt.
      An den Abstimmungsergebnissen der bisherigen Quotie-
rungsanträge ist offensichtlich zu erkennen, dass die Mehrheit 
der Mitglieder des Studierendenparlaments eine harte Quotie-
rung zumindest für sinnvoll, wenn nicht sogar für nötig hält. Das 
zeigt sich auch daran, dass in der Sitzung vom 22.10.2018 ein 
abgewandelter Antrag für eine harte Quotierung — für den Fall, 
dass das Verwaltungsgericht den bisherigen Beschluss eben-
falls für unwirksam erklärt — mehrheitlich angenommen wurde.
      Nach der Aufforderung zur Satzungsänderung ist die ver-
suchte Aufhebung des StuPa-Beschlusses zur Quotierung der 
Redeliste damit der zweite Anlauf der Uni-Leitung in kürzester 
Zeit, direkt in die Angelegenheiten der Verfassten Studieren-
denschaft einzugreifen.

4.4: 

HU-AN-STUDIS
Bis zum Mai des vergangenen Jahres stand der studentischen 
Selbstverwaltung der Verteiler HU-an-Studis zur Verfügung, um 
Studierende über wichtige Themen und Termine zu informieren. 
Es handelte sich um einen sogenannten Opt-Out-Verteiler. Das 
heißt, dass zunächst alle Studierenden in den Verteiler einge-
tragen sind, sich aber von ihm abmelden können. Dieser Ver-
teiler wurde ohne große Vorankündigung unter Berufung auf die 
Datenschutzgrundverordnung eingestellt. Damit fehlte unter 
anderem dem studentischen Wahlvorstand und dem RefRat 
von einem Tag auf den anderen die Möglichkeit, wichtige Ter-
mine wie Vollversammlungen bekannt zu machen. Auch wenn 
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versucht wird, verstärkt über andere Kanäle zu kommunizieren, 
beschränkt sich die Reichweite vordergründig auf den im Ver-
hältnis zur Gesamtheit der Studierenden minimalen Anteil derer, 
die bereits mit der Verfassten Studierendenschaft vertraut sind.
      Dadurch wird aktiv verhindert, dass Studierende ihre Mitbe-
stimmungsrechte wahrnehmen können: Studentische Vollver-
sammlungen etwa sind das höchste Gremium der Verfassten 
Studierendenschaft deshalb, weil die gesamte Studierenden-
schaft dort Stimmrecht hat. Wenn den Studi-Vertretungen die 
Möglichkeit genommen wird, diese entsprechend zu adressieren 
und an der Selbstverwaltung zu beteiligen, unterminiert das den 
Zweck ihres Vertretungsauftrags und verlagert entgegen der Be-
teuerung des Präsidiums, lediglich an demokratischen Verhält-
nissen in der Verfassten Studierendenschaft interessiert zu sein, 
das Kräfteverhältnis eher zugunsten der gewählten Gremien.
      Nach Androhung von rechtlichen Schritten seitens des Ref-
Rats wurde der Mail-Verteiler nur sehr eingeschränkt wieder zur 
Verfügung gestellt — allein die Ankündigung der Wahlen zum 
Studierendenparlament darf hierüber erfolgen. In dieser Form 
reicht er weder dafür aus, die nach BerlHG an den RefRat fallen-
den Aufgaben wahrzunehmen, noch dafür, die Transparenz der 
hochschulpolitischen Prozesse sicherzustellen, für deren ver-
meintlichen Mangel der RefRat aufs härteste gerügt wurde.

Bis es zu einer sinnvollen Einigung kommt, werden alle wichtigen 
Informationen über den Newsletter des RefRats veröffentlicht: 
https://www.refrat.de/newsletter.html
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4.5: 

WAHLORDNUNG
In der Sitzung vom 26.04.2018 verabschiedete das Studieren-
denparlament einstimmig eine neue Wahlordnung. Diese er-
möglicht es, dass Kandidat*innen auf Antrag unter einem selbst 
gewählten Namen auf dem Stimmzettel stehen können. Damit 
wird sichergestellt, dass Trans*personen, die keine Personen-
standsänderung vollzogen haben, unter ihrem richtigen und den 
Kommiliton*innen bekannten Namen auftreten können.
      Durch die Einführung der CampusCard wurde die Wahl für 
das Studierendenparlament und die Abstimmung über das 
Semesterticket wesentlich erschwert. Vor der Einführung wurde 
mit Hilfe einer Markierung auf dem Papier-Studierendenausweis 
sichergestellt, dass eine Person nicht mehrfach in verschiede-
nen Wahllokalen wählen konnte. Eine Markierung auf der Cam-
pusCard ist hingegen nicht möglich. In der neuen Wahlordnung 
wird dieses Problem durch einen Vermerk in einem neuen elekt-
ronischen Wahlberechtigungsverzeichnis gelöst.
      Am 10. September 2018 wurde diese Wahlordnung im Amt-
lichen Mitteilungsblatt veröffentlicht, was der formale Weg 
zur Bestätigung ist. Dementsprechend ist die Wahlordnung 
anwendbar. Im Amtlichen Mitteilungsblatt vom 13. November 
wurde sie jedoch von Seiten des Präsidiums für nicht anwend-
bar erklärt. Die Universitätsleitung produzierte damit im lau-
fenden Wahlprozess ohne Not eine Rechtsunsicherheit, was 
den Eindruck absichtlicher Schikanen gegen die Studierenden 
bestätigt. Die eingelegte Rechtsaufsichtsbeschwerde wurde — 
wie zu erwarten war — abgelehnt. 
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KAPITEL 5:

DER KAMPF DER STUDEN-
TISCHEN BESCHÄFTIGTEN
Das Präsidium der Humboldt-Universität arbeitet hochschul-
politisch in jüngerer Vergangenheit nicht nur verstärkt gegen 
seine eigene Studierendenschaft, sondern hat zuletzt auch keine 
Gelegenheit ausgelassen, sich gegenüber den studentischen 
Beschäftigten der HU als ein besonders dreister und ausbeuteri-
scher Arbeitgeber hervorzutun. 
      Im Zuge des Tarifkonflikts um eine bessere Entlohnung der 
nach TVStud beschäftigten studentischen Hilfskräfte erwies 
sich die Unileitung der HU Seite an Seite mit den Präsidien der 
anderen Berliner Universitäten als eine unnachgiebige Gegne-
rin der Forderungen ihrer Angestellten. Indem die Präsidien so 
manche Verhandlungsrunde gezielt platzen ließen12, machten 
sie unmissverständlich klar, dass 17 Jahre ohne Lohnerhöhung 
mit schleichendem Lohnverfall durch Inflation und bei explodie-
renden Mieten drastisch steigende Lebenshaltungskosten nicht 
so sehr unglücklichem Zufall als vielmehr kalter Berechnung 
geschuldet war. So konnten die Unileitungen erst durch mona-
telangen, zähen Arbeitskampf und zuletzt einen einmonatigen 
Streik im Juni 2018 zu einem Entgegenkommen bewegt werden 
— und auch dann noch hatte der ihnen letztendlich abgetrotzte 
Zugewinn von knapp 11 auf nun 12,30 Euro Stundenlohn vor dem 
Hintergrund des geforderten Inflationsausgleichs auf 14 Euro 
einen faden Beigeschmack. 
      In der Zwischenzeit gab das Landesarbeitsgericht der Kla-
ge einer studentischen Beschäftigten der HU im Bereich IT auf 
Bezahlung nach TV-L und Entfristung statt. Die Beschäftigung 
studentischer Hilfskräfte ist im BerlHG auf unterstützende Tätig-
keiten in Wissenschaft, Lehre und Forschung festgeschrieben. In 
den Bereichen Technik, Service und Verwaltung hat die Uni der-
weil über Jahre hinweg zunehmend studentische Hilfskräfte ein-
gesetzt, die nach TVStud zu wesentlich schlechteren Konditionen 

12  https://tvstud.berlin/chronik/
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angestellt wurden, als der für diese Bereiche gültige Tarifvertrag 
der Länder es gesetzlich vorsieht. Dass die Klage der studenti-
schen Beschäftigten erfolgreich war13, hat das groß angelegte 
Lohndumping durch Tarifflucht denkwürdiger Weise nicht been-
det, sondern befeuert: 
      Dem gerichtlichen Urteil entsprechend forderte der Personal-
rat der studentischen Beschäftigten in der Sitzung des Akademi-
schen Senats vom 18.09.2018 das Präsidium dazu auf, die wider-
rechtlichen Anstellungsverhältnisse in den TVL zu überführen, 
was für die rund 600 Betroffenen SHKs bessere Entlohnung und 
eine Möglichkeit auf Entfristung bedeuten würde. 
      Im Gegenzug drohte die Unileitung damit, die Stellen abzubau-
en und veranlasste die jeweiligen Abteilungen kurze Zeit später 
auch tatsächlich, Einstellungsverfahren und Vertragsverlänge-
rungen bis auf weiteres auszusetzen. Um ein Exempel in Sachen 
Deutungshoheit über das Arbeitsrecht zu statuieren, nimmt die 
Unileitung damit billigend in Kauf, dass alle diejenigen SHKs, deren 
Verträge in der Zwischenzeit regulär verlängert worden wären, 
schlagartig ihre Jobs verlieren.14 Dass es der Unileitung bei der 
Anstellung von SHKs lediglich um billige Arbeitskräfte ging — und 
nicht etwa darum, Studierenden ein Auskommen zu ermöglichen 
— zeigt sich auch daran, dass sie inzwischen damit begonnen hat, 
deren Arbeiten an private Dienstleistungsunternehmen zu über-
tragen.15 So hat sie sich mit ihrer Position als Arbeitgeberin auch 
der lästigen Tarifbindungen entledigt.
      Derweil hat die HU das Land Berlin dazu aufgefordert, das 
Berliner Hochschulgesetz so umzuschreiben, dass es eine Wei-
terbeschäftigung nach TVStud ermögliche — oder ihr alternativ 
über 5 Millionen Euro im Jahr zusätzlich zur Verfügung zu stellen, 
um die Bezahlung nach TVL zu finanzieren.16 Im Umkehrschluss 
aber bedeutet das nichts geringeres als ein Eingeständnis sei-
tens der HU, ihre studentischen Beschäftigten in Technik, Ser-
vice und Verwaltung jährlich um mehr als 5 Millionen Euro Lohn 
hintergangen zu haben. #TVLfuerStudis

13  https://www.gew-berlin.de/20310_21077.php
14  https://vertretungen.hu-berlin.de/de/prstudb/aktuelles/mitteilungen/tvl-fuer-studis
15  https://www.tagesspiegel.de/wissen/bibliothek-der-humboldt-universitaet-grimm- 
  zentrum-oeffnet-wieder-sonntags/23868658.html
16  https://www.tagesspiegel.de/wissen/tarifwechsel-fuer-studentische-hilfskraefte- 
         berliner-hochschulen-fordern-fuenf-millionen-euro-mehr/23969858.html
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KAPITEL 6: 

KUNST UND KEINE KUNST 
IN POTSDAM 
Sabine Kunst, derzeit Präsidentin der HU, hat sich schon in ihrer 
Zeit als Präsidentin der Uni Potsdam in den Jahren 2007-2011 als 
an studentischer Politik desinteressiert und für die Ansprüche 
und Vertretungen der Studierendenschaft unnahbar erwiesen. 
Im Zentrum ihrer Aktivität stand die lokale Durchsetzung des 
bundesdeutschen Trends zur Ökonomisierung der Hochschulbil-
dung. So beförderte sie in Sachen Haushalt eine Konzentration 
auf Drittmittelakquise, was als Auslagerung der Forschungs-
finanzierung etwa an privatwirtschaftliche Akteure oder Re-
gierungsinstitutionen wirtschaftliche Verwertbarkeit vermittelt 
zum Kriterium dafür macht, zu was und wie überhaupt geforscht 
werden kann. Analog dazu legte sie in Lehre und Studium einen 
Fokus auf Employability und zentrierte die Uni damit beidseitig 
um das (vermeintliche) Bedürfnis des Marktes nach Arbeits-
kräften einerseits, im Produktionsprozess verwertbarer Wissen-
schaft andererseits. 
      Die Anstellungsverhältnisse an ihrer eigenen Universität ver-
schlechterte Kunst zugleich jedoch, indem sie Vollzeit-Stellen im 
akademischen Mittelbau in befristete Teilzeit-Stellen umwandel-
te. Dass dergleichen neoliberale Weichenstellungen und Spar-
maßnahmen nicht nur auf Kosten der Studienqualität gehen und 
den Interessen des Lehrpersonals zuwiderlaufen, sondern auch 
den mittel- und langfristigen Bedürfnissen der Gesellschaft 
widersprechen, lässt sich beispielsweise an der unter Sabine 
Kunst vollzogenen Abschaffung des Kunst-Lehramt-Studiums 
an der Uni Potsdam im Jahr 2008 nachverfolgen: Heute mangelt 
es in Brandenburg an Kunstlehrer*innen, sodass derzeit an einer 
Wiedereinrichtung des Studiengangs gearbeitet wird.17

      Gleichzeitig hat sich Sabine Kunst in Bezug auf den Ausbau 
präsidialer Befugnisse hervorgetan. Sie trat stets als Gegnerin 

17  https://www.pnn.de/brandenburg/jaehrlich-werden-je-fach-80-paedagogen-     
         gebraucht-lehrer-fuer-kunst-und-musik-fehlen/21284722.html
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der Einrichtung einer Drittel- bzw. Viertelparität in Hochschulgre-
mien auf, die ihre eigene Macht relativiert und den Einfluss der 
größten Statusgruppe an der Universität — den Studierenden 
— vergrößert hätte. Auch dem Bildungsstreik von 2009 stand 
sie ablehnend gegenüber, vermied es jedoch, als aggressive 
Gegenspielerin in Erscheinung zu treten. Generell zog sie es vor, 
nur indirekt an derlei Konflikten teilzunehmen, indem sie an ihrer 
Stelle den von ihr als Vizepräsidenten für Lehre und Studium ein-
gesetzten, schärfer neoliberal eingestellten Thomas Grünewald 
— wie Kunst selbst SPD-Mitglied — ins Feld führte.
      Dasselbe Vorgehen können wir auch heute wieder an der HU 
beobachten. Dass sich die Präsidentin auf diese Weise stets 
zurückhält, macht sie zu einer schwierigen Gegnerin. So wurde 
sie in Potsdam zwar wiederholt von Seiten der Studierenden-
schaft für ihre neoliberale Politik kritisiert, konnte jedoch niemals 
wirklich in Bedrängnis gebracht werden. Dass sie nicht eigent-
lich als Politikerin auftritt, sondern als Verwalterin, macht die 
Sache nicht harmloser, sondern gefährlicher — denn während es 
prinzipiell möglich ist, die Politik an den allgemeingesellschaft-
lichen Auftrag der Hochschule zu erinnern, kennt das Manager-
tum nichts Anderes als wirtschaftliche Funktionalität in Sinne 
von Unternehmensinteressen.
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KAPITEL 7: 

GUTE PRESSE, SCHLECHTE 
PRESSE
Die Auseinandersetzung zwischen Unileitung und Studierenden-
schaft spielte sich von Beginn an auch unter Beteiligung der 
Presse ab. Genau genommen war da sogar zuerst die Story und 
dann der Konflikt. Schließlich begann alles mit einem Artikel der 
Studierendenzeitschrift UnAuf18, die — vielleicht nicht ganz zu-
fällig kurz vor den StuPa-Wahlen 2018 — durch eine tendenziöse 
Zusammenstellung isolierter und damit ihrer Kontexte beraubter 
Fakten einerseits und diffuse Unterstellungen andererseits den 
Eindruck einer Korruptionsaffäre in der Verfassten Studierenden-
schaft erweckte und ihre (gewollt oder ungewollt) lückenhafte 
Recherche für einen Mangel an Transparenz ausgab. 19

      In der Folge zog die Geschichte über den hochschulpoliti-
schen Rahmen hinaus ihre Kreise und stieß insbesondere bei der 
AfD auf offene Ohren. Dass die um Faktizität und Vollständigkeit 
bemühte Gegendarstellung des RefRats nicht auf das gleiche 
Interesse stieß wie die sensationellen »Entdeckungen«, die 
darin widerlegt wurden, machte es zunächst schwer, die nötige 
Reichweite zu erzielen. Das hatte in der Zeit, da sich ein Rechts-
streit mit dem Uni-Präsidium anbahnte, eine überwiegend zu 
Ungunsten des RefRats ausfallende Berichterstattung zur Folge. 
Ein Artikel im Tagesspiegel 20 überging in seiner Darstellung z.B. 
die Rolle, die die AfD mit ihrer Kleinen Anfrage gespielt hatte, 
was dazu führte, dass die Bedenken der Studierendenschaft als 
gegenstandslos und aus der Luft gegriffen erscheinen mussten.
      Das Präsidium der HU war sich durchaus bewusst darüber, 
wie wichtig es ist, den eigenen Standpunkt frühzeitig in der Pres-
se zu positionieren. Denn den Tagesspiegel hat die Uni-Leitung 
in diesem Fall bereits über die beabsichtigte Klage gegen den 
RefRat informiert, während sie in Gesprächen noch vorgab, an 

18  https://www.unauf.de/2017/solange-keiner-hinschaut/
19  https://www.refrat.hu-berlin.de/article/news.transparenz.html
20  https://www.tagesspiegel.de/wissen/wegen-aemtergeschacher-humboldt-       
  universitaeterwaegt-klage-gegen-studierendenvertreter/22839200.html



3
3

einer außergerichtlichen Einigung interessiert zu sein. Dieser 
radikale Schritt des Präsidiums, gerichtlich gegen die eigene 
Studierendenvertretung vorzugehen, weckte von Neuem das 
Interesse der Medien. Eine gewisse Verwunderung über das 
Abweichen der HU vom gemeinsamen Kurs von FU und TU, die 
die datenschutzrechtlichen Bedenken ihrer jeweiligen ASten 
respektierten, mag ihren Anteil daran gehabt haben, dass dem 
RefRat der HU daraufhin etwas mehr Beachtung geschenkt 
wurde. So ergab sich ein ausgewogeneres Bild als zuvor, in dem 
die Referent*innen deutlich mehr — und dabei weniger missver-
ständlich — zu Wort kamen. Zwar tendierten einige Zeitungen 
dennoch dazu, für das Präsidium Partei zu ergreifen, bspw. die 
taz21 zeigte hingegen Verständnis für die Besorgnis seitens der 
studentischen Vertreter*innen.
      Inzwischen ist es in der Presse ruhig geworden — vorüber-
gehend. Die aus diesem Kapitel zu ziehende Lehre besteht darin, 
dass die Verfasste Studierendenschaft in Zukunft mehr Energie 
in ihre Öffentlichkeitsarbeit wird investieren müssen, wenn sie in 
kommenden Konflikten bestehen möchte. Denn was vertretbar 
ist und was nicht, ist in jüngster Zeit nicht zuletzt durch rechts-
gerichtete Diskursverschiebungen ins Wanken gekommen und 
wird aufs Neue öffentlich verhandelt werden müssen.

21  https://www.taz.de/!5520514/ , https://www.taz.de/Konflikt-an-der-Humboldt-    
         Universitaet/!5521411/
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NACHWORT: 

ZUR GROSSWETTERLAGE
Die multiplen Angriffe auf die Verfasste Studierendenschaft und 
ihre Organe können nicht isoliert vom allgemeinen politischen 
Klima betrachtet werden. Wenn die Studiedendenvertretungen 
Miete für Post, Telefon und Räume zahlen sollen, zeigt das ein 
neoliberales Politikverständnis der Universitätsleitung, das ein 
Demokratiedefizit in Kauf nimmt, um das Haushaltsdefizit auszu-
gleichen. Denn die studentische Selbstverwaltung ist als Parti-
zipationsinstitution ein Ort, an dem politisch gestritten werden 
soll und Student*innen grundsätzliche demokratische Kompe-
tenzen erwerben können. Es waren Studierendenvertretungen, 
die Mitte der 60er Jahre den Mut hatten, die NS-Vergangen-
heit zu thematisieren und so gesamtgesellschaftliche Wirkung 
ausübten. Seit dieser Zeit hat sich die Verfasste Studierenden-
schaft stets in politische Belange eingemischt und ist zu einer 
unbequemen Institution geworden, von der immer wieder gesell-
schaftskritische Impulse ausgehen.
      Zum Block des neoliberalen »Weiter-So«, der die Kompeten-
zen der Verfassten Studierendenschaft beständig einschränken 
will, gesellt sich heute eine neue rechts-autoritäre Fraktion, 
deren Vertreter*innen die traditionell eher links besetzte AS-
ten-Landschaft ebenso ein Dorn im Auge ist. Die AfD-Forderung 
nach Namenslisten ist hier thematisiert worden und muss auch 
in den Kontext des anhaltenden Rechtsterrorismus gestellt 
werden, der seit dem NSU nicht umfassend aufgeklärt ist und 
beständig verharmlost wird.
      Vor diesem Hintergrund wird deutlich: Wer die studentische 
Selbstverwaltung angreift, der greift eine demokratische In-
stitution an. Indem die Universitätsleitung die Verfasste Stu-
dierendenschaft angreift und einschränkt, spielt sie, ob sie will 
oder nicht, dem gesellschaftlichen Rechtsruck in die Hände. 
Einerseits beklagt man die geringe Wahlbeteiligung und die 
Entpolitisierung der Studierenden, untergräbt aber andererseits 
sämtliche Strukturen, die uns überhaupt erst ermöglichen sollen, 
demokratische Kompetenzen einzuüben und weiterzugeben. 
Indem die Universitätsleitung außerdem die Diskriminierung von 
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Trans*-Personen weiterhin mit befördert, bekämpft sie indirekt 
die offene Gesellschaft, gegen die auch die autoritäre Rechte 
angetreten ist.

WAS TUN?

Gegen die doppelte Bedrohung der Ökonomisierung und des 
rechten Autoritarismus hilft nur eine starke, politische Studieren-
denschaft. Diese zu organisieren ist Aufgabe der politischen Lis-
ten, der Fachschaften und der Studierendenvertretungen. Dabei 
müssen Partizipationsangebote ausgebaut werden, in denen ein 
Wissenstransfer möglich wird, der zu mehr Transparenz führt. 
Es wird dafür aber nicht ausreichen, die noch aus den sechziger 
Jahren übrig gebliebenen Strukturen zu verteidigen. Vielmehr 
müssen wir darüber nachdenken, wie die Studierendenschaft 
wieder als politische Akteurin aufgebaut werden kann, die sich 
gegen die gesellschaftlichen Zumutungen stellt: Von der dro-
henden ökologischen Katastrophe bis hin zur rechts-autoritären 
Wende.
      In diesem Sinne laden wir alle Interessierten ein, sich im hoch-
schulpolitischen Bereich und darüber hinaus zu organisieren und 
zu engagieren.
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ANTWORT DES SENATS 
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Kap. 4.1: 

SCHREIBEN DER RECHTS-
ABTEILUNG ZUR  
ÄNDERUNG DER VERWAL-
TUNGSVEREINBARUNG
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DIE STUDENTISCHE 
SELBSTVERWALTUNG
Das Grundgesetz und die meisten Landesverfassungen ga-
rantieren Hochschulen das Recht ihre Angelegenheiten selbst 
zu verwalten. Im Rahmen dieser so genannten Hochschul-
autonomie wird nicht nur die akademische, sondern auch die 
studentische Selbstverwaltung festgeschrieben. Basis der 
studentischen Selbstverwaltung bildet die Verfasste Studieren-
denschaft (VS).  Die Verfasste Studierendenschaft bilden alle 
Student*innen und Promotionsstudent*innen mit Studierenden-
status. Aus ihren Mitgliedern bilden sich Fachschaftsinitiativen 
und Fachschafträte, die sich wiederum in der Fachschaftsräte- 
und -initiativenversammlung (FRIV) vernetzen und organisieren. 
Alle Studierenden haben zudem die Möglichkeit das Studieren-
denparlament zu wählen bzw. sich dort als Vertreter*innen ihrer 
Liste zur Wahl zu stellen. Die Geschäfte und hochschulpoliti-
schen Aufgaben, wie sie das Berliner Hochschulgesetz und die 
Satzung der Studierendenschaft regelt, besorgt der Referent*in-
nenRat (gesetzl. AStA). 
      Zusätzlich können sich einzelne Studierende als Vertreter*in-
nen der eigenen Statusgruppe für die Gremien der akademi-
schen Selbstverwaltung wählen lassen.
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DER REFERENT*INNENRAT
 
Der RefRat vertritt die Student*innenschaft der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin (HU) und gliedert sich nach Arbeitsgebieten 
in sechzehn Referate (s. unten). Je Referat gibt es ein bis zwei 
gleichberechtigte Referent*innen, die vom StuPa gewählt 
werden. Nur die sog. autonomen Referate werden von Vollver-
sammlungen bestimmter studentischer Gruppen gewählt und 
anschließend vom StuPa bestätigt. Er ist an die Beschlüsse des 
Studierendenparlaments (StuPa) unmittelbar gebunden und er-
ledigt die laufenden Geschäfte der Studierendenschaft. Neben 
Beratung in Studienangelegenheiten stellt und koordiniert der 
RefRat außerdem das studentische Sozialberatungssystem und 
eine Antidiskriminierungsberatung. 
      Die unterschiedlichen Referate des RefRats: Antifaschis-
mus, AusländerInnen / Antirassismus, Fachschaftskoordination, 
Finanzen, queer_Feminismus, Hochschulpolitik, Internationales, 
Kultur, Lehre und Studium, LGBT*I, Öffentlichkeitsarbeit, Öko-
logie und Umweltschutz, Politisches Mandat und Datenschutz, 
Publikation, Soziales und Studieren mit Kind(ern).
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IMPRESSUM

Impressum: 
Referent_innenrat (gesetzlich AStA)
Humboldt-Universität zu Berlin
Unter den Linden 6
10099 Berlin 

Telefon: (030) 2093-46662
Fax: (030) 2093-46661
E-Mail: refrat(a)refrat.hu-berlin.de
Web: www.refrat.de



7
9



8
0

2019


